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Drogenhölle Letten
vor 30 Jahren

Damals war ich Mitarbeiterin des Sozial-
dienstes der Stadt Zürich und arbeitete
in der Kontakt- und Anlaufstelle (K&A)
Letten. Es erstaunt mich, dass diese im
Bericht mit keinem Wort erwähnt wird
(«Und da hiess es: ‹Raffi ist verreckt›»,
NZZ 14. 2. 25).

Die Spritzenabgabe erfolgte nicht
nur durch Freiwillige.Auch in den Kon-
takt- und Anlaufstellen konnten Sprit-
zen getauscht werden. Weiter wurden
heisse Getränke, Suppe, Spiele und
Wundversorgung angeboten. Wobei
Letztgenanntes, je nach Grösse und
Infektionsgrad, nicht in der K&A ge-
macht werden konnte. Dann wurden
die suchtmittelabhängigen Menschen in
die Krankenstation der Stadt Zürich
verwiesen.

Die Aufgaben waren nicht immer
einfach, mussten wir doch als Team
immer eine klare Haltung und Hausord-
nung durchsetzen und bei Nichteinhal-
ten ein Aufenthaltsverbot aussprechen.
Oft mussten wir auch Reanimationen
auf dem Areal durchführen.

Am letzten Tag verteilten wir am Let-
ten noch die vorhandenen Spritzen und
führten viele Gespräche. Die Mitarbei-
ter wurden auf neue, bereits eröffnete
Anlaufstellen wie Oerlikon und Brunau
verteilt.

Rita Rotach, Gossau (ZH)

«Die Europäer
sind aufgeschreckt»

Auf den ersten Blick wirken die ame-
rikanischen Vorschläge zur Beendigung
des Kriegs in der Ukraine verstörend
(NZZ 17. 2. 25). Auf den zweiten Blick
lassen sich darin vielleicht aber auch
Chancen ausmachen. Denn die Statio-
nierung europäischer Truppen in der
Ukraine könnte quasi als Nato-Beitritt
ausgestaltet werden.

Auch die Forderung, die militärische
Unterstützung der Ukraine mit Roh-
stoffen zu entgelten, könnte konstruk-
tiv gewendet werden. Einerseits könnte
die Forderung an die russisch besetzten
Gebiete adressiert werden – als teilwei-
ser Ersatz für Reparationszahlungen sei-
tens des Aggressors.

Ergänzend dazu könnte anderseits
ein Aufbauplan für die Ukraine ins Spiel
gebracht werden, der die ukrainische
Wirtschaft stärken und ausländische Be-
teiligungen ermöglichen sollte. Die Be-
dingungen müssten für die Ukraine den
Verlust eines Teils des Territoriums er-
träglich machen.

Würde dieser Ansatz von Russ-
land akzeptiert, würden seine militä-
rischen Aneignungen langfristig durch
die hinzugewonnenen Ressourcen ab-
gegolten. Ohne zusätzliche Kosten für
die Bevölkerung könnte dies für Putin
ein gesichtswahrender Ausstieg aus
dem Krieg sein. Die Friedensverträge
würden es den Europäern erlauben, die
russische Aggression ohne unmittel-
bares Eskalationspotenzial einzudäm-
men. Die Ukraine erhielte eine mili-
tärisch abgesicherte Zukunft mit en-
gen Beziehungen zur EU. Und Trump
sähe sich als Dealmaker in den Ge-
schichtsbüchern.

Würde sich die Ukraine sperren,
liefe sie Gefahr, den Krieg bald zu ver-
lieren. Würde Russland nicht einwilli-
gen, könnten Amerika und Europa den
Krieg intensivieren. Würden die Euro-
päer nicht mitspielen, litte ihr Ansehen,
und sie hätten die Gelegenheit verpasst,
diesen Krieg vor seinem bittersten Ende
zu beenden und einen Pflock für die
künftige Sicherheitsarchitektur auf dem
Kontinent einzuschlagen.

Wolfgang Zierhofer, Wettingen

«Eine Lehre ohne
Abschlussprüfung»

Zahlreiche Bildungsfunktionäre be-
mühen sich derzeit, im letzten bildungs-
politisch noch wenig versehrten Be-
reich – nämlich der Berufsbildung – die
«Kompetenzorientierung» zu etablieren
(NZZ 18. 2. 25).

Dabei sei auch die Abschlussprüfung
für den allgemeinbildenden Unterricht
(ABU) abzuschaffen. Aus dieser Ab-
sicht spricht eine fatale Geringschät-
zung des Wissens. Sie trägt zur schlei-
chenden Erosion der Ausbildungsquali-
tät, vor allem zur weiteren Verwahrlo-
sung der Lernprozesse bei.

Der «Stoff, aus dem die Kompeten-
zen sind», ist Wissen – begriffliches,
handlungsbezogenes und konditiona-
les: «was» etwas bedeutet, «wie» man
etwas macht und «unter welchen Be-
dingungen» man welches Wissen brau-
chen kann.

Ziel muss es sein, dieses Wissen rasch,
leicht, korrekt und vollständig aus dem
Gedächtnis abrufen und brauchen zu
können; es muss, wie die Gedächtnis-
forschung sagt, unmittelbar zugänglich
sein, weil ein langes Suchen danach im
Gedächtnis alle weiteren Lernprozesse
blockiert.

Ergo muss der Abruf besonders ge-
fördert werden – mit klugen Fragestel-
lungen samt Rückmeldung am Ende
jeder Lernphase. Nur ein zu Ende ge-
führter Lernprozess befähigt zu wei-
terem Lernen.

Wissenserwerb ist das Integrieren
neuer Information in schon vorhande-
nes Wissen. Das gilt zunächst für das

Verstehen: Kann neuer Stoff stimmig
ins Vorwissen integriert werden, hat man
verstanden.

Fazit: Das Fehlen von Vorwissen
macht Verstehen und Lernen unmöglich,
weil neue Information nirgendwo inte-
griert werden kann, was auch die Haupt-
ursache für das so oft beklagte fehlende
Leseverständnis bei Jugendlichen ist.
Lehrabschlussprüfungen tragen, wie alle
anderen Evaluationen von erworbenem
Wissen, zu einem zielgerichteten Lernen
bei und halten dadurch die Qualität des
individuellen Lernens auf angemesse-
nem Niveau.Wer ihre Abschaffung pos-
tuliert, verkennt ihr Potenzial.

Prof. Dr. em. Gerhard Steiner,
Universität Basel

Subventionen
für die Kita

Es wird davon ausgegangen, dass ein
Elternteil die Wahl hat, auf eine Er-
werbstätigkeit zu verzichten, wenn die
Kosten für die Kinderbetreuung zu hoch
sind («Krippen-Aktivismus statt Föde-
ralismus», NZZ 12. 2. 25). Diese Sicht-
weise berücksichtigt jedoch nicht die
Realität vieler Familien, insbesondere
im Grossraum Genf, wo die Lebenshal-
tungskosten sehr hoch sind.

Für viele Erwerbstätige ist es schwie-
rig, mit nur einem Gehalt eine Familie
zu ernähren. Ich bin alleinerziehende
Mutter von zwei Kindern, ohne finan-
zielle Unterstützung vom Vater, und ver-
diene genug, um meine Familie alleine
zu finanzieren. Allerdings ist dies nur
möglich, weil es in den Kantonen Genf
und Waadt Subventionen gibt.

Für zwei Kinder in Vollzeitbetreu-
ung habe ich durch die Subventionen
nie mehr als 2000 Franken im Monat ge-
zahlt – eine Summe, die ich mit einem
vollen Arbeitspensum tragen kann.
Ohne diese staatlichen Subventionen
würde ein Vollzeit-Kita-Platz 4000 bis
5000 Franken pro Monat und pro Kind
kosten (also bei zwei Kindern 8000 bis
10 000 Franken im Monat).

Solche Kosten könnte ich, sowie zahl-
reiche andere Eltern, schlichtweg nicht
stemmen. Ohne Kita-Subventionen, und
dadurch ohne Arbeit, wäre der Abstieg
von der guten Stelle in einer Privatbank
zur Sozialhilfe ziemlich schnell gegan-
gen. Und genau hier zeigt sich, warum
Kita-Subventionen eine weitaus güns-
tigere Lösung für den Staat darstellen
als die Folgen von Arbeitslosigkeit oder
Sozialhilfe.

Ein Ansatz, bei dem Kita-Kosten
nicht mehr als 10 bis 15 Prozent des
Einkommens betragen, wäre sowohl für
die Familien als auch für den Staat eine
sinnvolle Lösung. Er verhindert Sozial-
hilfefälle, und der Wirtschaft stehen
mehr Arbeitskräfte zur Verfügung.

Nina Mueller, Commugny

TRIBÜNE

Steuerwirkung auf
Vermögensverteilung
Gastkommentar
von ISABEL MARTÍNEZ, SAMIRA MARTI und FLORIAN SCHEUER

Die Vermögensungleichheit ist ein Thema, das weltweit die Ge-
müter beschäftigt. Während die Einkommensungleichheit in der
Schweiz im internationalen Vergleich gering ausfällt, ist die Kon-
zentration der Vermögen hierzulande zumindest ähnlich hoch wie
in den USA oder gar noch höher. Auffallend ist auch der anhal-
tende Aufwärtstrend der Vermögenskonzentration: Besass das
reichste Prozent aller Steuerpflichtigen im Jahr 1981 noch 33 Pro-
zent aller versteuerten Vermögen, ist dieser Anteil zuletzt auf 45
Prozent angewachsen.

Heute ist die Schweiz eines der wenigen Länder weltweit, die
nach wie vor eine Vermögenssteuer erheben. Diese Steuer hat eine
lange Tradition: Seit dem 18. Jahrhundert wird sie von den Kan-
tonen erhoben, in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts besteu-
erte zudem auch der Bund die Vermögen. Heute macht die Ver-
mögenssteuer knapp 10 Prozent der kantonalen und kommunalen
Steuereinnahmen aus.

Doch wie viel trägt eine Vermögenssteuer zur Verringerung
der Ungleichheit bei? Anhand der Steuerstatistiken aus den kan-
tonalen Archiven haben wir die Vermögenskonzentration inner-
halb der Kantone bis in die 1960er Jahre zurück rekonstruiert.
Im Kanton mit den niedrigsten Steuern auf Vermögen, Nidwal-
den mit einem Spitzensteuersatz von 0,1 Prozent, gehörten dem
reichsten Prozent der Bevölkerung 2018 beeindruckende 70 Pro-
zent des Gesamtvermögens im Kanton, der höchste Wert aller
Kantone. Schwyz folgt mit 60 Prozent, wobei hier der Wert noch
in den 1990er Jahren bei nur knapp über 30 Prozent lag und sich
somit seither fast verdoppelt hat.

Demgegenüber hat sich derAnteil in Kantonen wie Zürich oder
Bern über die Jahrzehnte hinweg kaum verändert und liegt sta-
bil unter 40 Prozent. Der Aufwärtstrend der Vermögensungleich-
heit ist somit nicht in allen Kantonen gleichermassen festzustellen.

Im selben Zeitraum hat sich auch die Steuerbelastung auf Ver-
mögen kantonal unterschiedlich verändert.Während der Trend ins-
gesamt klar nach unten zeigt, gab es in einzelnen Kantonen so-
wohl Steuersenkungen als auch -erhöhungen. Diese Unterschiede
erlauben es uns, die Auswirkungen der kantonalen Steuerpolitik
auf die Vermögensungleichheit innerhalb der Kantone zu messen.

In einer Analyse von rund 40 grösseren Steueränderungen
im Zeitraum 1976–2015 zeigen wir, dass eine Senkung des Spit-
zensteuersatzes um 0,1 Prozentpunkte den Vermögensanteil des
reichsten Prozents nach fünf Jahren um knapp 1 Prozentpunkt er-
höht. Bei den reichsten 0,1 Prozent ist der Effekt mit 1,2 Prozent-
punkten noch ausgeprägter, zumal deren Anteil am Gesamtvermö-
gen in den letzten Jahrzehnten im nationalen Durchschnitt «nur»
16 Prozent betrug, während das reichste Prozent im Durchschnitt
etwa 34 Prozent aller Vermögen besass.

Anhand dessen schätzen wir, dass sich rund ein Viertel des
Anstiegs der Vermögenskonzentration beim reichsten 0,1 Pro-
zent in den letzten fünfzig Jahren mit Vermögenssteuerreformen
erklärt. Die Vermögenssteuer hat also durchaus einen Effekt
auf die Ungleichheit, allerdings konzentriert sich dieser auf
das alleroberste Ende der Verteilung. Beim reichsten Prozent
erklären Steueränderungen nur noch knapp einen Fünftel des
Anstiegs, bei den reichsten 10 Prozent finden wir keine signi-
fikanten Effekte mehr.

Steuersenkungen für Reiche allein können den Anstieg der
Vermögensungleichheit also nicht erklären. Andere Faktoren
wie die Abschaffung von Erbschaftssteuern für direkte Nach-
kommen und die wachsende Konzentration von Kapitalgewin-
nen bei den Superreichen, etwa aufgrund der steigenden Ver-
mögenspreise im Niedrigzinsumfeld, dürften ebenfalls eine Rolle
spielen. Zudem ist der Effekt, den wir im Schweizer Kontext
messen, auch den Weg- und Zuzügen als Reaktion auf kanto-
nale Steueränderungen geschuldet.

Isabel Martínez ist Dozentin an der Konjunkturforschungsstelle KOF (ETH
Zürich), Samira Marti ist Ökonomin und SP-Nationalrätin; Florian Scheuer
ist UBS-Ökonomieprofessor an der Universität Zürich. Sie sind die Autoren
von «Der Einfluss von Vermögenssteuern auf die Vermögensverteilung in den
Schweizer Kantonen, 1969–2018», in «Social Change in Switzerland 40».
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KORRIGENDA
zz. · Im Artikel «IT-Ärger im Sozial-
departement» stand, dass Citysoftnet in
Bern bereits 2029 ersetzt werden müsse
(NZZ 14. 2. 25). Korrekt ist, dass als Frist
für die Einführung des neuen, kantons-
weiten Fallführungssystems die Zeit zwi-
schen 2029 und 2031 vorgesehen ist. Das
genaue Vorgehen wird derzeit zwischen
Stadt und Kanton Bern ausgehandelt.

zz. · Im Artikel «Genfer NGO fehlt
plötzlich das Geld» hiess es, die NGO
Geneva Call zähle die USA zu ihren
Geldgebern (NZZ 20. 2. 25). Korrekt
ist, dass Geneva Call kein Geld von den
USA erhält.
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